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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Treffen nach den Erkenntnissen der Bundesre- 
gierung Meldungen zu, wonach sich gemäß einer 
Anordnung des Chefs des Bereiches „Geistiges 
Leben, Traditionen und Nationalitäten" des 
rumänischen Fernsehens deutschsprachige Sen- 
dungen im rumänischen Fernsehen in Zukunft 
nicht mehr mit aktuellen politischen und wirt- 
schaftlichen Themen befassen dürfen, sondern 
auf „kulturelle, ethnographische und folkloristi- 
sche Magazine" beschränkt werden, und welche 
Schritte plant die Bundesregierung, um gegen- 
über rumänischen Stellen darauf hinzuwirken, 
daß diese Maßnahme wieder zurückgenommen 
wird, damit der in Rumänien lebenden deutschen 
Minderheit in Zukunft die volle Presse- und Mei- 
nungsfreiheit garantiert wird? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 16. Februar 1993 


Es trifft zu, daß der Leiter der Abteilung „Geistesleben, Tradition, Natio- 
nalitäten" im rumänischen Fernsehen am 29. Januar 1993 einen Beschluß 
verfaßte, der im wesentlichen mit den von Ihnen zitierten Meldungen 
übereinstimmt. 

Das Auswärtige Amt hat diesen Beschluß zum Anlaß genommen, über die 
Botschaft Bukarest beim Generaldirektor des rumänischen Fernsehens zu 
intervenieren. Dieser erklärte daraufhin in einer Note vom 2. Februar 
1993, er habe der Leiterin der deutschsprachigen Sendung gesagt, „sie 
solle alles so weitermachen, wie sie es geplant habe, da wir keinerlei 
Probleme mit der Sendung in deutscher Sprache haben. " In einem Brief an 
die Minderheitenredaktion unterstrich er nochmals, „die deutsche Sen- 
dung stand nie zur Diskussion". Das Auswärtige Amt begrüßt diese Klar- 
stellungen des Generaldirektors, mit denen es die Fortsetzung der bishe- 
rigen Arbeit der für die rumäniendeutsche Minderheit so wichtigen 
deutschsprachigen Sendung gesichert sieht. 


2. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Men- 

Dr. Klaus schenrechts Situation in Ghana? 

Kübler 

(SPD) 

Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 8. Februar 1993 


Im Zuge des mit dem Inkrafttreten der 4. Republik Ghanas am 7. Januar 
1993 abgeschlossenen Demokratisierungsprozesses hat sich die Men- 
schenrechtssituation grundlegend geändert. Heute kann insgesamt von 
der Wahrung der Menschenrechte ausgegangen werden. 
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3. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Inwieweit treffen Mitteilungen zu, wonach der 
Internationale Währungsfonds durch seinen 
Druck auf Kroatien dazu beigetragen hat, daß 
ca. 40000 kroatische Soldaten demobilisiert und 
damit zumindest teilweise für eine Verteidigung 
Bosniens gegen die serbische Krigesführung aus- 
fielen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 16. Februar 1993 


Das Exekutivdirektorium des IWF hat am 15. Januar 1993 festgestellt, daß 
Kroatien die Bedingungen für eine Mitgliedschaft im IWF als ein Nach- 
folgestaat des ehemaligen Jugoslawiens erfüllt. Damit ist Kroatien rück- 
wirkend zum 14. Dezember 1992, dem Datum der Feststellung des Unter- 
ganges des ehemaligen Jugoslawiens durch das IWF-Exekutivdirek- 
torium, Mitglied des Internationalen Währungsfonds geworden. 

Die Aufnahmebedingungen in den IWF sind für Kroatien die gleichen 
gewesen wie die für alle anderen Nachfolgerepubliken des ehemaligen 
Jugoslawiens. Kroatien erhielt keine Aufforderung, Teile seiner Streit- 
kräfte zu demobilisieren. 

Die Kontakte zwischen dem IWF und den kroatischen Behörden haben 
bisher lediglich im Rahmen des üblichen Verfahrens der Vorbereitung auf 
eine Aufnahme in den IWF .stattgefunden. Verhandlungen über ein Wirt- 
schaftsprogramm wurden noch nicht aufgenommen. Insoweit hat der IWF 
auch keine wirtschaftspolitischen Empfehlungen abgegeben. Der Fonds 
beabsichtigt in Kürze eine Mission im Rahmen der üblichen Artikel- IV- 
Konsultationen nach Zagreb zu entsenden, um die reguläre Zusammenar- 
beit mit Kroatien aufzunehmen. 

Die Bundesregierung verfügt somit über keine Hinweise für eine Einfluß- 
nahme des IWF auf Kroatien im Sinne der Fragestellung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


4. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Auswertungen vor, 
die belegen, daß der Lauschangriff in den USA 
entscheidend zur Aufklärung von Verbrechen 
der Organisierten Kriminalität beiträgt, und der 
Lauschangriff deshalb ein unentbehrliches 
Instrument zur Bekämpfung der Organisierten 
Kriminalität darstellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 10. Februar 1993 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in den Vereinigten Staaten von 
Amerika der Einsatz technischer Mittel zum Abhören in Wohnungen, Ge- 
schäftsräumen etc. zu Erfolgen bei der Bekämpfung der Organisierten Kri- 
minalität geführt hat. Umfassende Darstellungen hierzu oder aufbereite- 
tes statistisches Material liegen nicht vor. 
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Nach Auskunft des FBI gegenüber dem Bundeskriminalamt wurden im 
Jahr 1991 durch amerikanische Bundesbehörden 45 verdeckte Mikro- 
foneinsätze in Wohnungen veranlaßt. Diese Einsätze erfolgten im Rah- 
men von Großverfahren gegen Mitglieder der Cosa Nostra und der Mafia- 
Familien. Dabei ging es überwiegend um Betäubungsmittelhandel, 
Glücksspiel und Schutzgelderpressung. 

Das FBI hat - gestützt auf vorliegende Erfahrungen - keinen Zweifel, daß 
die akustische und optische Überwachung auch von Wohnungen für eine 
erfolgreiche Bekämpfung des Organisierten Verbrechens letztlich unver- 
zichtbar ist. 


5. Abgeordneter 

Klaus 

Riegert 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse, 
daß Nordrhein-Westfalen die Beschaffung der für 
den im Rahmen des Gesetzes zur Bekämpfung 
des illegalen Rauschgifthandels und anderer 
Erscheinungsformen der Organisierten Krimina- 
lität (OrgKG) erlaubten „Laus changriff" erforder- 
lichen Technik hinauszögert, und kann die Bun- 
desregierung darüber hinaus Aussagen über den 
Stand der Beschaffung dieser technischen Mittel 
in den anderen Bundesländern machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 10. Februar 1993 

Die Bundesregierung verfügt über keine Erkenntnisse über die Beschaf- 
fung und den Ausrüstungsstand der Bundesländer in bezug auf techni- 
sche Mittel zum Abhören und Aufzeichnen des nicht öffentlich gesproche- 
nen Wortes. Von einer Umfrage hat die Bundesregierung angesichts der 
Vertraulichkeit und der Polizeihoheit der Länder abgesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


6. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 


(SPD) 


Gibt es höchstricherliche Urteile zu diesem 
Thema? * ) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 15. Februar 1993 

Das OLG Bremen hat mit Urteil vom 18. Juni 1990 (6 U 1/90; NJW 1990, 
S. 2140) entschieden, daß die Rechtsprechung des BGH zur „Briefkasten- 
werbung" (BGHZ 60, 296ff. ; BGH NJW 1989, 902 ff.) nicht nur auf Kon- 
sumwerbung, sondern auch auf politische Werbung durch Parteien anzu- 
wenden ist. Nach Auffassung des OLG Bremen rechtfertigt das Recht der 


* ) Siehe auch Frage 59 
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Parteien, an der politischen Willensbildung des Volkes mitzuwirken (Arti- 
kel 21 Abs. 1 GG), in diesem Zusammenhang keine unterschiedliche 
Behandlung von Konsumwerbung und politischer Werbung. Der einzelne 
Empfänger hat hiernach einen Anspruch gegen das unerwünschte Ein- 
werfen von Werbematerial in seinem Briefkasten gegenüber der Post. 
Dieses Urteil ist durch den Nichtannahmebeschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 15. Januar 1991 (1 BvR 867/90; NJW 1991, 910) in 
seinem Inhalt bestätigt worden. 


7. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Ist von seiten der Bundesregierung in absehbarer 
Zeit eine Gesetzesinitiative zur Regelung der 
aktiven ärztlichen Sterbehilfe geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 12. Februar 1993 

Nach geltendem Recht ist die aktive Sterbehüfe auch dann strafbar, wenn 
jemand durch das ausdrückliche und ernsthafte Verlangen des Getöteten 
zur Tötung bestimmt worden ist (§ 216 StGB). Fehlt es an dem ausdrückli- 
chen und ernsthaften Verlangen des Getöteten, so kommt eine Strafbar- 
keit wegen Totschlags (§§ 212, 213 StGB) in Betracht. Ein Bedürfnis für 
eine wie auch immer geartete Gesetzesänderung in diesem Bereich be- 
steht angesichts der Straflosigkeit der sogenannten passiven Sterbehilfe 
nicht. Auch heute schon hat jeder Arzt die Möglichkeit, seinem Patienten 
die im Einzelfall notwendige Hilfe beim Sterben zu gewähren, ohne des- 
halb der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung ausgesetzt zu sein. Kein Arzt 
ist von Gesetzes wegen zur Inhumanität verpflichtet. Vielmehr kann jeder 
Arzt straflos passive Sterbehilfe leisten, insbesondere indem er dem Ster- 
benden schmerzstillende Mittel in dem erforderlichen Maße gibt. Dies 
selbst dann, wenn diese im Einzelfall zu einer Verkürzung des Lebens füh- 
ren können. Auch ist kein Arzt gehalten, durch Einsatz moderner Intensiv- 
therapie verlöschendes Leben - u. U. sogar qualvoll - zu verlängern. 

Gegen eine auch nur teü weise Legalisierung der aktiven Sterbehilfe 
spricht eine Fülle von Gründen: 

- Niemand, auch nicht der Patient, ist in der Lage, einem Dritten die Be- 
fugnis zum Töten zu verleihen. 

- Keinem Menschen sollte, insbesondere auch nicht durch den Wunsch 
eines Leidenden, zugemutet werden, vorsätzlich einen anderen zu tö- 
ten. 

- Würde die Tötung auf Verlangen zugelassen werden, so bestünde die 
Gefahr, daß sich auch der Patient moralisch verpflichtet fühlen könnte, 
den Tod zu erbitten, um anderen - etwa den Angehörigen - nicht länger 
zur Last zu fallen. 

- Eine momentane Krisensituation des Patienten (z. B. vorübergehende 
Schmerzzustände) können von Interessierten (z. B. Erben) ausgenutzt 
werden, um den Kranken zu einem Aufgeben und damit zur Äußerung 
des Todeswunsches zu veranlassen. 

- Eine auch nur teilweise Legalisierung der aktiven Sterbehüfe könnte 
letztlich zu dem Fehlschluß führen, über menschliches Leben verfügen 
zu dürfen. Ließe man die aktive Tötung auf Verlangen zu, so könnte der 
nächste Schritt sein, eine solche Tötung auch dort zu tolerieren, wo Pa- 
tienten aufgrund ihrer Krankheit ein derartiges Verlangen nicht äußern 
können; allein der mutmaßliche, regelmäßig schwer festzustellende 
Wille des Patienten könnte hier dann maßgebend werden. 
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Schließlich wäre es mit dem Selbstverständnis des Arztes nicht vereinbar, 
ihm das Recht - und damit unter Umständen die moralische Pflicht - zuzu- 
billigen, einen Menschen zu töten. Das Vertrauen der Bevölkerung in den 
Berufsstand des Arztes könnte dadurch nachhaltig gefährdet werden. 

Nicht die gesetzliche Freigabe oder auch nur Lockerung der aktiven Ster- 
behilfe, sondern mehr Humanität am Krankenbett ist geboten. Es stellt 
sich in diesem Zusammenhang nämlich die Frage, ob nicht der Wunsch 
des Patienten, „erlöst" zu werden, oftmals nur deshalb artikuliert wird, 
weil dem Kranken in der letzten Phase seines Lebens die notwendige 
menschliche Zuneigung in einem modernen und technisierten Kranken- 
hausbetrieb versagt bleibt. Gerade hier, auf dem Gebiet der Sterbebeglei- 
tung, kann und muß sicherlich noch manches verbessert werden. 


8. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung angesichts der 
Tatsache, daß die Bearbeitung der Anträge nach 
dem Vermögensgesetz (§§ 30 ff.) in absehbarer 
Zeit nicht abgeschlossen sein wird, dieses Gesetz 
dahin gehend zu ergänzen, daß die Anträge der 
älteren Bürgerinnen und Bürger - ähnlich wie in 
§ 307 a Abs. 8 Satz 4 des Sozialgesetzbuches VI 
hinsichtlich der Überprüfung der Renten älterer 
Berechtigter vorgesehen - vorrangig behandelt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Februar 1993 

Eine derartige Regelung ist nicht beabsichtigt. Sie erscheint angesichts 
des Umstandes, daß die Reihenfolge der Bearbeitung von Anträgen nach 
dem Vermögensgesetz seit geraumer Zeit Gegenstand eines intensiven 
Meinungsaustausches zwischen den damit befaßten Behörden des Bun- 
des und der Länder ist, nicht erforderlich. 


9. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung 
Vorkehrungen - ggf. welche - zu treffen, damit 
die Ämter zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen noch in diesem Jahr über die Anträge dieser 
Bürgerinnen und Bürger entscheiden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 17. Februar 1993 

Die Vertreter der zuständigen Bundesministerien, Landesministerien und 
Landesämter zur Regelung offener Vermögensfragen haben sich auf 
einen Katalog vorrangig zu bearbeitender Anträge nach dem Vermögens- 
gesetz verständigt, der im Infodienst Kommunal Nr. 50 veröffentlicht wor- 
den ist. Dieser Prioritätenkatalog ist nach Inkrafttreten des 2. Vermögens- 
rechtsänderungsgesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) aktualisiert 
worden und nach Billigung durch die Interministerielle Arbeitsgruppe 
gleichfalls zur Veröffentlichung im Infodienst Kommunal vorgesehen. 
Danach besteht Einvernehmen, folgende Fälle vorrangig zu bearbeiten: 

- Fälle mit investivem Hintergrund, 

- Anträge von NS-Verfolgten, 

- Anträge auf Bestätigung einer gütlichen Einigung (§31 Abs. 5 VermG), 
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- vorbereitete einfache Fälle und klare Ablehnungsfälle, 

- besondere Härtefälle. 

Mit dieser Aufzählung soll keine Prioritätenrangfolge der vorrangigen 
Fallgruppen untereinander festgelegt werden; bei mehreren unter ver- 
schiedenen Prioritätsgesichtspunkten zu bearbeitenden Anträgen soll das 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen die Bearbeitungsreihenfolge 
vielmehr selbst nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmen können. Es 
besteht Einvernehmen, daß Anträge älterer Bürgerinnen und Bürger nach 
den Umständen des Falles als besondere Härtefälle eingestuft und damit 
einer vorrangigen Bearbeitung zugeführt werden können. Diesen Anträ- 
gen in jedem Falle absoluten Vorrang einzuräumen, erscheint angesichts 
der übrigen Prioritätsgesichtspunkte, unter denen - wie z. B. in den Fällen 
mit investivem Hintergrund - mindestens ebenso dringend eine zügige 
Erledigung geboten ist, indessen nicht gerechtfertigt. 


10. Abgeordnete 

Andrea 

Lederer 

(PDS/Linke Liste) 


Trifft es zu, daß Raimund Szwonder und andere 
polnische Bürger in Auslieferungshaft sind bzw. 
bereits ausgeliefert wurden, obwohl das Oberlan- 
desgericht Frankfurt mangelnden „ Inlandsbe- 
zug " festgestellt hatte und deshalb die Auf- 
hebung der Haftbefehle forderte, und hat das 
Bundesministerium der Justiz der Auslieferung 
zugestimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 1 1 . Februar 1993 


Wie ich bereits Abgeordneten Hans Wallow auf dessen schriftliche Frage 
vom 29. Januar 1993 mitgeteilt habe, richtet sich der Auslieferungsverkehr 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika nach dem Auslief erungs vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika vom 20. Juni 1978 (BGBl. 1980 II S. 646, 1300), ergänzend 
nach den Bestimmungen des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen (IRG) vom 23. Dezember 1982 (BGBl. 1982 I S. 2071). 

Gemäß Artikel 2 des genannten Vertrages und § 3 Abs. 1 IRG ist aufgrund 
eines US- Auslieferungsersuchens zu prüfen, ob die dem Verfolgten in den 
USA zur Last gelegte Tat bei sinngemäßer Umstellung des Sachverhalts 
auch nach deutschem Recht den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirk- 
lichen würde. Diese Voraussetzung („beiderseitige Strafbarkeit") kann 
auch erfüllt sein, wenn die konkrete Tat nach deutschem Recht nicht straf- 
bar wäre. Der Prüfungsmaßstab ist nicht derselbe wie bei Prüfung einer 
eventuellen Strafbarkeit nach deutschem Recht; vielmehr genügt es, 
wenn der dem Ersuchen zugrundeliegende Deliktstypus - hier also der 
illegale Export von Waffen - nach deutschem Recht strafbewehrt ist. 

Diese Voraussetzung war im vorliegenden Fall nach Überzeugung des 
Oberlandesgerichts Frankfurt und der Bundesregierung gegeben, so daß 
die Auslieferungen für zulässig erklärt und bewilligt wurden. Das von 
einigen der Betroffenen angerufene Bundesverfassungsgericht hat unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf die oben dargelegten Besonderheiten 
der Prüfung „beiderseitiger Strafbarkeit" die Verfassungsbeschwerden 
nicht zur Entscheidung angenommen. 
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11. Abgeordnete 

Andrea 

Lederer 

(PDS/Unke Liste) 


Trifft es zu, daß es sich bei den für die Ausliefe- 
rung justiziablen Vorwürfen um einen von 
US-amerikanischen Agenten/Beamten initiierten 
und in die Wege geleiteten Vorgang handelte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 11. Februar 1993 

Die genannten polnischen Staatsangehörigen werden, soweit hier be- 
kanntgeworden, im US -Strafverfahren durch Angaben von „verdeckten 
Ermittlern" belastet. 

Das von einigen der Betroffenen gegen die Zulässigkeitsentscheidungen 
des zuständigen Oberlandesgerichts angerufene Bundesverfassungsge- 
richt hat die Verfassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenom- 
men. Es hat ausgeführt, daß bereits nach deutschem Recht der Einsatz von 
polizeilichen Lockspitzeln nur in extrem gelagerten Ausnahmefällen ein 
Hindernis für ein Strafverfahren darstelle. Nur unter solchen Vorausset- 
zungen könne der Einsatz von Lockspitzeln die auch im Auslieferungsver- 
fahren zu beachtenden unabdingbaren verfassungsrechtlichen Grund- 
sätze der öffentlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigen. Diese Voraussetzungen seien im vorliegenden Fall nicht 
gegeben. Bei der erforderlichen wertenden Betrachtung sei zu berück- 
sichtigen, daß der Handel mit Kriegswaffen in großer Zahl die internatio- 
nale Sicherheit und die Belange der Staaten, in deren Hoheitsgebiet er 
stattfinde, erheblich beeinträchtige. Die Gefährlichkeit dieser Verbrechen 
und die Schwierigkeit ihrer Bekämpfung rechtfertigten den Einsatz ver- 
deckter Ermittler. 

Dieser Wertung hat sich die Bundesregierung bei ihren Bewilligungsent- 
scheidungen angeschlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


12. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wie ist die im Zusammenhang mit der von der 
Bundesregierung vorgesehenen Anhebung der 
Versicherungssteuer angeführte Begründung, 
die Anhebung stelle eine „Angleichung der 
Steuer auf das Versicherungsentgelt (Prämie/ 
Beitrag) an das Niveau der Umsatzsteuer" dar, 
unter Berücksichtigung der Tatsache zu verste- 
hen, daß bei der Umsatzbesteuerung ein Vorsteu- 
erabzug gewährt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 16. Februar 1993 

Die Versicherungsteuer ist keine Umsatzsteuer. Sie wird auch durch eine 
Angleichung der Höhe ihres Steuersatzes an die Höhe des normalen Um- 
satzsteuersatzes nicht zu einer Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug. Dies 
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läßt sich auch nicht aus § 4 Nr. 10 Buchstabe a UStG herleiten, wonach die 
Leistungen aufgrund eines Versicherungsverhältnisses im Sinne des Ver- 
sicherungsteuergesetzes umsatzsteuerfrei sind. Diese Regelung bezweckt 
lediglich, eine Zweifachbelastung von Versicherungsbeiträgen mit 
Umsatzsteuer und Versicherungsteuer zu vermeiden. Das Versicherung- 
steuergesetz sieht daher zu Recht den Abzug der Versicherungsteuer als 
Vorsteuer nicht vor. 


13. Abgeordneter 

Norbert 

Formanski 

(SPD) 


Wie hoch war der prozentuale Anteil des Haus- 
halts des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau am Bundeshaushalt 
insgesamt von 1970 bis 1985, jeweils in den ein- 
zelnen Jahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 11. Februar 1993 


Der Anteil der Ausgaben des Haushalts des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau am Bundeshaushalt insgesamt 
hat von 1970 bis 1985 betragen: 


Jahr 

v. H. 

Jahr 

v. H. 

1970 

2,0 

1978 

1,9 

1971 

2,2 

1979 

2,1 

2972 

2,6 

1980 

2,0 

1973 

2,7 

1981 

2,2 

1974 

2,8 

1982 

2,1 

1975 

2,5 

1983 

1,8 

1976 

2,4 

1984 

1,8 

1977 

2,2 

1985 

2,1 


14. Abgeordneter 

Norbert 

Formanski 

(SPD) 


Wie haben sich die Bundesfinanzhilfen für den 
sozialen Wohnungsbau von 1970 bis 1985 pro 
Jahr entwickelt, und wie hoch war jeweils die 
Preissteigerungsrate in den jeweiligen Jahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 11. Februar 1993 


Die Finanzhilfen des Bundes für den sozialen Wohnungsbau und die Preis- 
steigerungsrate (= Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haus- 
halte auf Basis 1980 = 100) haben sich wie folgt entwickelt: 



Finanzhilfen 

Preisindex 



Veränderung 

Veränderung 

Jahr 

Mio. DM 

geg. Vorj. in v. H. 

geg. Vorj. in v. H. 

1970 

547 

- 5,0 

+ 3,6 

1971 

562 

+ 2,7 

+ 5,1 

1972 

936 

+ 66,5 

+ 5,6 

1973 

1 002 

+ 7,1 

+ 6,9 
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Jahr 

Fina 

Mio. DM 

nzhilfen 

Veränderung 
geg. Vorj. in v. H. 

Preisindex 
Veränderung 
geg. Vorj. in v. H. 

1974 

1 175 

+ 17,3 

+ 6,9 

1975 

1 069 

- 9,0 

+ 5,9 

1976 

1 187 

+ 11,0 

+ 4,4 

1977 

1 016 

- 14,4 

+ 3,6 

1978 

1 056 

+ 3,9 

+ 2,7 

1979 

1 344 

+ 27,3 

+ 4,2 

1980 

1 342 

- 0,1 

+ 5,4 

1981 

1 816 

+ 35,3 

+ 6,3 

1982 

1 774 

- 2,3 

+ 5,3 

1983 

1 740 

- 1,9 

+ 3,3 

1984 

2 055 

+ 18,1 

+ 2,4 

1985 

2 104 

+ 2,4 

+ 2,2 


15. Abgeordneter 

Bernhard 

Jagoda 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war das Spendenaufkommen im letzten 
oder vorletzten Jahr, mit dem die Bevölkerung in 
Deutschland soziale, caritative und religiöse Initi- 
ativen im In- und Ausland unterstützt hat, aufge- 
gliedert nach Spendenträgern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Februar 1993 


Die Höhe des Spendenaufkommens ergibt sich aus der letzten amtlichen 
Einkommen- bzw. Körperschaftsteuerstatistik des Jahres 1986. 

Danach betrugen 

Spenden und Beiträge von Einkommensteuer- 


pflichtigen (§ 10b EStG): 

2 089 

Mio. 

DM 

Spenden von Körperschaftsteuerpflichtigen 

485 

Mio. 

DM 

(§9 Nr. 3 KStG): 




Zusammen: 

2 574 

Mio. 

DM 

Zuschlag für Fälle aus dem Lohnsteuer- 




jahresausgleich, geschätzt auf rd. : 

200 

Mio. 

DM 

Insgesamt: 

2 774 

Mio. 

DM 


Eine Aufgliederung nach Spendenarten und Spendenträgern ist leider 
nicht möglich. 


16. Abgeordneter 

Dr. Ulrich 
Janzen 

(SPD) 


Sieht es die Bundesregierung nicht als erforder- 
lich an, bei einem Steueränderungsgesetz 1993 
die Erfinder wieder besonders zu berücksichti- 
gen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 12. Februar 1993 

Die Bundesregierung hält es nicht für erforderlich, die Erfinder steuerlich 
wieder besonders zu begünstigen, nachdem die seinerzeitigen begünsti- 
genden Regelungen mit dem Veranlagungszeitraum 1988 ausgelaufen 
sind. 

Sie ist der Auffassung, daß in unserer marktwirtschaftlichen Ordnung der 
beste Weg, die Anziehungskraft des Standorts Bundesrepublik Deutsch- 
land steuerlich zu stärken, die Absenkung der steuerlichen Belastung für 
alle am Wirtschaftsleben Beteiligten bei gleichzeitigem Abbau steuer- 
licher Sondervergünstigungen ist. 

Ein Blick über die Grenzen bestätigt die Richtigkeit dieses Weges. In der 
Zwischenzeit haben die meisten bedeutenden Industrieländer dies eben- 
falls erkannt und ihre Steuersysteme in diesem Punkt entsprechend aus- 
gestaltet. 


17, Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung den Gesetz- 
entwurf zur Steuerfreistellung des Existenzmini- 
mums vorzulegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Februar 1993 

Wie die Bundesregierung bereits in der Antwort vom 29. Dezember 1992 
auf die Frage des Kollegen Arne Börnsen (Drucksache 12/4080, S. 14) 
erklärte, beabsichtigt sie, den gesetzgebenden Körperschaften im Früh- 
jahr 1993 einen Gesetzentwurf für eine Übergangsregelung zur Steuer- 
freistellung des Existenzminimums zuzuleiten. Der Referentenentwurf 
eines Steueränderungsgesetzes 1993, der im wesentlichen diese Rege- 
lung enthalten wird, wird demnächst den Ressorts, Bundesländern und 
Verbänden mit der Bitte um Prüfung und Stellungnahme übersandt wer- 
den. 


18. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung - wie die Mehrheit der 
EG-Staaten - eine Ermäßigung bzw. Abschaf- 
fung der Mineralölsteuer für den öffentlichen Per- 
sonennahverkehr, und wenn ja, wann, wenn 
nein, mit welcher Begründung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 16. Februar 1993 

Die Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs ist durch das seiner- 
zeit einstimmig vom Deutschen Bundestag beschlossene Subventionsab- 
baugesetz vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 537) zurückgeführt worden. Die 
Einführung einer — aus Sicht der Verkehrsunternehmen und der für sie 
verantwortlichen Körperschaften sinnvollen - Mineralölsteuerbefreiung 
würde jedoch auch andere durch das Subventionsabbaugesetz betroffene 
Gruppen die Wiedereinführung der abgebauten Subventionen fordern 
lassen. Eine solche Entwicklung muß aus grundsätzlichen finanzpoliti- 
schen und haushaltspolitischen Erwägungen vermieden werden. 
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19. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, der Inflation sog. ECU-Prägungen in Form 
von offiziellen (umlaufenden) Währungen über 
reine (auch staatliche) Sammlerausgaben bis zum 
Vertrieb rein kommerzieller Auflagen durch Auf- 
klärung oder Sanktionen zu begegnen, insbeson- 
dere wenn dabei der Eindruck erweckt wird, als 
handle es sich um sammelwürdige Ausgaben mit 
erheblichem Wertsteigerungspotential? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 16. Februar 1993 

Die Bundesregierung hat wiederholt darauf hingewiesen, daß die ECU 
keine Währung, sondern ein Währungskorb aus europäischen Währun- 
gen ist. 

Die Bundesregierung nimmt auf den Handel mit Münzen keinen Einfluß. 
Dies gilt auch für auf ECU lautende Münzen, die im Ausland gesetzliches 
Zahlungsmittel sind. 

Hinsichtlich der Herstellung und des Vertriebs von Medaillen in der Bun- 
desrepublik Deutschland gilt die Verordnung über die Herstellung und 
den Vertrieb von Medaillen und Marken vom 13. Dezember 1974 (BGBL 
1974 I S. 3520). Gemäß § 2 der Verordnung ist die Angabe eines Geldwer- 
tes auf Medaillen unzulässig. So wäre deshalb z. B. die Herstellung und 
der Vertrieb von Medaülen mit der Aufschrift „5 ECU" verboten und 
würde von der Bundesschuldenverwaltung als Ordnungswidrigkeit ver- 
folgt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


20. Abgeordnete 

Andrea 

Lederer 

(PDS/Linke Liste) 


Warum und auf welcher rechtlichen Grundlage 
erteilte das Bundesministerium für Wirtschaft 
eine Ausnahmegenehmigung für das US-ameri- 
kanische Rechtshilfeersuchen? 


21. Abgeordnete 

Andrea 

Lederer 

(PDS/Linke Liste) 


Wann erteilte das Bundesministerium für Wirt- 
schaft diese Ausnahmegenehmigung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 12. Februar 1993 

Das Bundesministerium für Wirtschaft erteilte Anfang März 1992 eine 
Genehmigung nach dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
(KWKG) aufgrund eines Antrags deutscher Ermittlungsbehörden. Diese 
Genehmigung diente dem Ziel, Verstöße gegen das KWKG aufzudecken. 


11 



Drucksache 1 2/4405 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


22. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Ist der an die Wismut GmbH und deren abge- 
spalteten Gesellschaften übertragene Besitz im 
Grundbuch eingetragen gewesen und der 
Rechtsträgerwechsel vor dem 30. Juni 1990 nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen erfolgt oder nach 
der tatsächlichen Innehabung des Besitzes, und 
wurden bisher aus abgespalteten Gesellschaften 
(insbesondere DFA) Ausgliederungen vorge- 
nommen (Privatisierungen oder Übergabe an 
Bundesinstitutionen) ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 17. Februar 1993 

Bei dem durch das Wismut-Gesetz vom Dezember 1991 auf die Wismut 
GmbH übergegangenen Eigentum an Grundstücken handelt es sich um 
Flächen, die zuvor der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut 
zur unbegrenzten und unbefristeten Nutzung von den Räten der Bezirke, 
Abteilungen für Wismut-Angelegenheiten, zugewiesen waren. In die 
Grundbücher wurden häufig die jeweiligen Kommunen eingetragen, und 
zwar auch dann, wenn sie zu keinem Zeitpunkt vorher Eigentümer gewe- 
sen waren und die an die früheren Eigentümer gezahlten Entschädigun- 
gen von der SDAG Wismut gezahlt worden waren. 

Offenbar sollte durch eine quasi treuhänderische Trägerschaft der Kom- 
munen vermieden werden, daß der sowjetische Anteilseigner der SDAG 
Wismut - zumindest teilweise - Eigentum an Grundstücken in der ehe- 
maligen DDR erhielt. Ob die Rechtsträgerwechsel vor dem 30. Juni 1990 in 
allen Fällen nach rechtsstaatlichen Grundsätzen erfolgt sind, entzieht 
sich im einzelnen der Kenntnis der Bundesregierung. In Fällen, in denen 
Private unrechtmäßig enteignet wurden, gelten auch im Falle Wismut das 
Vermögensgesetz und die darin vorgesehenen Grundsätze, z. B. für Rück- 
gabe bzw. Entschädigung. 

Im Rahmen der Weiterentwicklung der DFA-Fertigungs- und Anlagen- 
gesellschaft mbH wurden bisher einzelne Randgeschäftsbereiche mit 
ihren dazu gehörenden Liegenschaften privatisiert. 


23. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Gibt es vom Gesellschafter Überlegungen, inwie- 
weit bei Ausgliederungen aus den Gesellschaften 
(insbesondere DFA) kommunale Interessen und 
Ansprüche berücksichtigt werden, und werden 
zu erwartende betriebswirtschaftliche Verluste 
der DFA auch durch Angebote, die unter Selbst- 
kosten liegen, durch den Gesellschafter oder 
durch den Verkauf von Immobilien und Anlagen 
bzw. Einnahmen aus Miete oder Pacht ausge- 
glichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 17. Februar 1993 

Die Bundesregierung als Gesellschafterin der Wismut-Nachfolgeunter- 
nehmen verfolgt mit den Privatisierungen von Geschäftsbereichen der 
DFA das Ziel, Arbeitsplätze in wettbewerbsfähigen Unternehmen dauer- 
haft zu sichern. Sie geht davon aus, daß sich dies auch mit den kommu- 
nalen Interessen deckt; Ansprüche der Kommunen werden dabei selbst- 
verständlich berücksichtigt. 
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Die DFA ist ein selbständiges, im Wettbewerb stehendes Unternehmen, 
das insgesamt kostendeckend arbeiten muß und nach Gewinn strebt. Dies 
schließt vorübergehend Verluste in Teilbereichen nicht aus, die dann 
durch Gewinne in anderen Teilbereichen wie auch durch die Mobilisie- 
rung stiller Reserven ausgeglichen werden. Insgesamt wird für 1993 ein 
ausgeglichenes Ergebnis erwartet, so daß ein Verlustausgleich durch den 
Gesellschafter voraussichtlich nicht notwendig ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


24. Abgeordnete 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die rechtzeitige d. h. termingerechte Aus- 
zahlung von ABM-Mitteln sicherzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. Februar 1993 

Zur Vermeidung von Zahlungsverzögerungen muß der ABM-Träger Be- 
lege rechtzeitig und vollständig einreichen. Die auf der Grundlage des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) erlassene ABM-Anordnung enthält 
Verfahrungsvorschriften zur Auszahlung der Zuschüsse zum Arbeitsent- 
gelt für Beschäftigte in ABM. 

Gemäß dieser ABM-Anordnung werden die Zuschüsse zum Arbeitsent- 
gelt in der Regel monatlich nachträglich nach Vorlage eines Nachweises 
über gezahltes oder zu zahlendes Arbeitsentgelt ausgezahlt. Der Zuschuß 
zum Arbeitsentgelt kann auch nach Vorlage eines einmaligen Nachweises 
zum 1. oder 15. eines Monats mit Dauer anordnung angewiesen werden. 


25. Abgeordnete 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Sind Informationen zutreffend, daß die Bun- 
desanstalt für Arbeit die letzten beiden Gehälter 
im Rahmen einer ABM erst nach Prüfung des Ver- 
wendungsnachweises, d. h. mehrere Monate 
nach Fälligkeit, bezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. Februar 1993 

Eine Zahlungseinstellung bei ABM erfolgt im Ausnahmefall nur dann 
zwei Monate vor Ende der Maßnahme, wenn die bewilligte Förderung 
anteilig ab Beginn der Förderung monatlich gleichbleibend ausgezahlt 
wird. Hierbei bezieht sich der monatliche Auszahlungsbetrag anteilig auf 
die bewilligte Gesamtförderung, d. h. einschließlich evtl, bewilligter Dar- 
lehen und Leistungen im Rahmen der verstärkten Förderung. Die Schluß- 
zahlung erfolgt dann erst im Rahmen einer Gesamtabrechnung. Aus haus- 
haltsrechtlichen Gründen ist hier keine andere Regelung möglich. Der 
anteilige Auszahlungsmodus ist allerdings die Ausnahme. 
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Die Zuschüsse zum Arbeitsentgelt können monatlich nachträglich jeweils 
nach Vorlage eines Einzelnachweises bis zum letzten Monat der Förde- 
rungsdauer ausgezahlt werden. Soweit die Auszahlung der Zuschüsse 
zum Arbeitsentgelt per Daueranordnung erfolgt, kann nach der derzeiti- 
gen Regelung die Auszahlung bis zum vorletzten Monat erfolgen. Die 
Schlußzahlung ist erst im Rahmen der Gesamtabrechnung möglich. 


26. Abgeordnete 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Treffen Meldungen zu, daß die Sachbearbeiter 
der Arbeitsämter den Banken, die AB-Maßnah- 
men vorfinanzieren, zunehmend die Auskunft 
verweigern und dadurch eine Kreditvergabe z. B. 
an gemeinnützige Träger sozialer Arbeit er- 
schweren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. Februar 1993 


Den Mitarbeitern der Arbeitsämter ist es aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nur mit Einwilligung des ABM-Trägers möglich, Kreditinstituten 
über einzelne ABM Auskünfte zu erteüen. Der Bundesanstalt für Arbeit 
hegen keine Informationen darüber vor, daß Mitarbeiter der Arbeitsämter 
bei Vorliegen dieser Einwüligung der ABM-Träger Auskünfte verwei- 
gern. 


27. Abgeordnete 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesanstalt 
für Arbeit anzuweisen, die bereits jetzt bei vielen 
Trägern sozialer Arbeit angelaufenen Kredit- 
kosten aufgrund der oft um mehrere Monate ver- 
späteten Auszahlung der ABM-Mittel zu über- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. Februar 1993 


Eine Übernahme von Zwischenfinanzierungskosten durch die Bundesan- 
stalt für Arbeit ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich. Die Bundesan- 
stalt für Arbeit hat derzeit keine konkreten Informationen über Auszah- 
lungsverzögerungen im Bereich von ABM. Die in der Frage unterstellten 
Schwierigkeiten einzelner Träger sind nicht bekannt. 

In der Vergangenheit von Trägem behauptete Zahlungsverzögerungen 
hielten oft einer Überprüfung nicht stand. Vielfach lagen die Ursachen für 
derartige Verzögerungen beim Träger, der keine oder völlig unzurei- 
chende Zahlungsnachweise vorgelegt hatte. 


28. Abgeordnete 

Renate 

Jäger 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung den Vorwurf der Ver- 
schwendung von Steuer- bzw. Beitragsgeldern 
durch das Arbeitsamt Münster, der in der Sen- 
dung „Studio 1" des ZDF am 2. Febmar 1993 er- 
hoben wurde, bestätigen, und wenn ja, welche 
Konsequenzen werden angesichts der Finanz- 
lage der Bundesanstalt für Arbeit gezogen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 15. Februar 1993 

Im Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit, in der die Vertreter von Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberorganisationen sowie von öffentlichen Körper- 
schaften drittelparitätisch vertreten sind, besteht Einigkeit, daß die Bun- 
desanstalt für Arbeit ihre Dienstleistungen - insbesondere die Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitsberatung - auch in den Innenstadtzonen von größe- 
ren Städten anbieten soll, um somit durch „Kundennähe" den Einschal- 
tungsgrad der Arbeitsämter zu erhöhen. Im Oktober 1992 gab es bundes- 
weit 41 angemietete Citybüros. 

Für die Anmietung von Diensträumen ist im Bereich der Bundesanstalt für 
Arbeit der Direktor des jeweiligen Arbeitsamtes mit Zustimmung seiner 
Vorgesetzten Dienststelle, des Präsidenten des Landesarbeitsamtes, zu- 
ständig. 

Zu den einzelnen in der von Ihnen genannten Sendung erhobenen Vor- 
würfen hat der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit wie folgt Stellung 
genommen: 

Das Citybüro in Münster wurde am 16. März 1992 über einen Makler der 
Arbeitsverwaltung zur Kenntnis gebracht. Zu diesem Zeitpunkt lag die 
Kündigung des Eigentümers gegenüber dem bisherigen Pächter bereits 
um drei Monate zurück. Zwischen der Aufgabe des Bettengeschäftes, der 
damit verbundenen Freisetzung von Arbeitskräften und der Anmietung 
des Ladenlokals durch das Arbeitsamt Münster besteht somit kein unmit- 
telbarer Zusammenhang. 

Auch die in der Sendung getroffene Aussage, daß das Citybüro nur ca. sie- 
ben Gehminuten vom Hauptamt Münster entfernt liege, trifft nicht zu. Die 
Entfernung beträgt bei normaler Gangart 15 bis 20 Minuten. 

Der von dem Arbeitsamt Münster gezahlte Mietpreis für das Citybüro ist 
nach Mitteilung des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit für ein Lan- 
denlokal in der gewählten Lage angemessen und ortsüblich. Der nach der 
Sendung nochmals erfolgte Abgleich mit Pauschalmietpreisspiegeln für 
Ladenlokale in Münster ergab, daß die Mietpreise für Ladenlokale in ver- 
gleichbaren Lagen bei einer dieser Anmietung entsprechenden Größe bei 
70 bis 90 DM je Quadratmeter hegen, so daß der ausgehandelte Mietpreis 
von unter 70 DM sogar als günstig zu bezeichnen ist, zumal erhebliche 
Umbaumaßnahmen für die Bedürfnisse des Arbeitsamtes vom Vermieter 
durchgeführt wurden. 

Bezüglich der in der Sendung angesprochenen Öffnungszeiten ist der 
Direktor des Arbeitsamtes Münster durch die Vorgesetzte Dienststelle auf- 
gefordert worden, diese alsbald entsprechend den Ladenöffnungszeiten 
auszudehnen. Der Direktor des Arbeitsamtes ist derzeit bestrebt, eine Ei- 
nigung hierzu mit dem Personalrat seiner Dienststelle zu erreichen. 

Nachdem von dem Präsidenten der Bundesanstalt dargelegten Sachver- 
halt, kann ich eine Verschwendung von Beitragsgeldern durch die Bun- 
desanstalt für Arbeit nicht erkennen. 


29. Abgeordneter 

Dr. Bernd 
Protzner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Bedenken der Bun- 
desanstalt für Arbeit gegen eine neue Form der 
Arbeitsplatzvermittlung per Fernsehen, die das 
ZDF mit der geplanten Samstagabend-Show 
„Traumjob " durchführen wollte (vgl. „Bild am 
Sonntag" vom 3. Januar 1993), und wenn ja, wel- 
cher Art sind diese Bedenken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 15. Februar 1993 


Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit ist die durch einen Pressebe- 
richt vermittelte Aussage, daß die Konzeption einer geplanten Fernseh- 
sendung am Vermittlungs Vorrang der Bundesanstalt für Arbeit geschei- 
tert ist, falsch. 

Das ZDF hat allerdings ihren fachmännischen Rat in Anspruch genom- 
men. Zwischen Vertretern des ZDF und dem Pressesprecher der Bundes- 
anstalt für Arbeit hat Mitte vergangenen Jahres ein Gespräch stattgefun- 
den, in dem erste Überlegungen der geplanten Sendereihe vorgestellt 
wurden. Der Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit hat damals Bedenken 
dagegen geäußert, Arbeitslose öffentlich zu präsentieren, und sie, zu- 
nächst anonymen, Arbeitgebern „anzubieten". Eine Offenlegung ihres 
beruflichen Schicksals wäre dabei unvermeidbar gewesen. Rechtliche 
Bedenken, insbesondere im Zusammenhang mit ihrem Alleinvermitt- 
lungsrecht hat die Bundesanstalt nicht geltend gemacht. Die Bundesan- 
stalt hätte unter diesem Gesichtspunkt gegen die Sendung in ihrer 
ursprünglich geplanten Form keine Einwendungen erhoben. 

Vor wenigen Wochen haben Vertreter des ZDF die Sendung in ihrer nun- 
mehr geplanten Form in einem zweiten Gespräch dem Pressesprecher der 
Bundesanstalt für Arbeit vorgestellt. Die Bundesanstalt wird die Sendung 
unterstützen und zusätzlich Informationen über den Arbeitsmarkt zur Ver- 
fügung stellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


30. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, an welchen 
gegenwärtigen und ehemaligen Kriegs- und Bür- 
gerkriegsschauplätzen Landminen eingesetzt 
werden und eingesetzt worden sind, die aus deut- 
scher Fabrikation bzw. aus. dem Bestand der 
Nationalen Volksarmee stammen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 16. Februar 1993 


Die Bundesregierung besitzt keine Erkenntnisse darüber, an welchen 
Kriegs- und Bürgerkriegsschauplätzen der Nachkriegszeit Landminen 
eingesetzt worden sind, die aus deutscher Produktion bzw. aus dem 
Bestand der ehemaligen Nationalen Volksarmee stammen. 

Über die Exporte von Rüstungsgütern der ehemaligen DDR, darunter 
Minen, liegen der Bundesregierung ebenfalls keine Erkenntnisse vor. 
Aus dem übernommenen Bestand an Minen der ehemaligen Nationalen 
Volksarmee wurden von der Bundesrepublik Deutschland keine Minen 
exportiert. 
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Im Bestand der ehemaligen Nationalen Volksarmee waren, wie in allen 
anderen Streitkräften des ehemaligen Warschauer Paktes, sowjetische 
Minenmodelle vorhanden, teilweise in der Sowjetunion, teilweise in 
Lizenz im Ausland gefertigt. 

Diese sowjetischen Minenmodelle (vorwiegend Panzerminen TM-46, 
MAT-46, TMH-46 u. a. und Schützenminen MON-50, MON-100, MON- 
200, PMN, PSM u. a.) sind weltweit verbreitet und in nahezu allen Krisen- 
gebieten eingesetzt. Dabei ist nicht feststellbar, welches Land eine Kriegs- 
oder Bürgerkriegspartei beliefert hat. 


31. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die weitere 
Verbreitung dieser Waffensysteme, die beson- 
ders die Zivilbevölkerung der betroffenen Regio- 
nen in Mitleidenschaft ziehen, zu unterbinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 16. Februar 1993 

Das unkontrollierte Verlegen von Minen ist völkerrechtswidrig, wird je- 
doch häufig praktiziert. 

Die Bundesregierung unternimmt deshalb alles, um eine Verbreitung von 
Landminen zu unterbinden. Die Bundesrepublik Deutschland ist Ver- 
tragsstaat des VN-Waffenübereinkommens geworden, das verbietet, 
Minen gegen die Zivilbevölkerung einzusetzen, und Vorsichtsmaßnah- 
men zu ihrem Schutz fordert. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat weiterhin die Herstellung und Aus- 
fuhr von Landminen den strengen Bestimmungen des deutschen Kriegs- 
waffenkontrollgesetzes unterworfen. 

Nach den „Politischen Grundsätzen der Bundesregierung für den Export 
von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern" vom 28. April 1982 ist 
bei der Entscheidung, ob Ausfuhren in Nicht-NATO-Länder genehmigt 
werden können, die interne Situation des Empfangslandes zu berücksich- 
tigen. 

Die Lieferung von Kriegswaffen und kriegswaffennahen sonstigen Rü- 
stungsgütern darf ferner nicht zu einer Erhöhung bestehender Spannun- 
gen beitragen. Lieferungen an Länder, bei denen eine Gefahr für den Aus- 
bruch bewaffneter Auseinandersetzungen besteht, scheiden deshalb 
grundsätzlich aus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


32. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Bestehen Möglichkeiten für Ehepaare aus 
Deutschland, sich mit Aussicht auf Erfolg für die 
Adoption solcher Kinder aus Bosnien-Herzego- 
wina zu bewerben, die nach Angaben der 
Medien von ihren Müttern verstoßen werden, da 
sie das Ergebnis von Vergewaltigungen der ser- 
bischen Soldateska sind? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 15. Februar 1993 


Hinsichtlich der Adoptionsmöglichkeit von Kindern vergewaltigter 
Frauen aus Bosnien-Herzegowina ist darauf hinzuweisen, daß die in Rede 
stehenden Kinder wegen der Vielzahl der im Land selber bestehenden 
Adoptionswünsche grundsätzlich nicht für die Vermittlung an deutsche 
Adoptionsbewerber zur Verfügung stehen. Die örtlichen Behörden sind 
nach Kenntnis der Bundesregierung darum bemüht, diese Kinder vorran- 
gig bei nahen Verwandten unterzubringen oder zumindest ihren Verbleib 
im kulturellen Umfeld zu sichern. 


33. Abgeordneter Wohin müssen sich Eltern wenden, die an der 

Dr. Andreas Adoption solcher Kinder interessiert sind? 

Schockenhoff 
(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 15. Februar 1993 


Nach § 2 in Verbindung mit § 5 des Adoptionsvermittlungsgesetzes 
sind zur Adoptionsvermittlung ausschließlich Jugendämter und Landes- 
jugendämter, die eine Adoptionsvermittlungsstelle bzw. zentrale Adop- 
tionsstelle eingerichtet haben, sowie von der zuständigen Landesbehörde 
anerkannte Adoptionsvermittlungsstellen freier Träger befugt. Von die- 
sen Adoptionsvermittlungsstellen ist mit den besonderen Problemen, die 
mit der Adoptionsvermittlung ausländischer Kinder verbunden sein kön- 
nen, der Internationale Sozialdienst e. V., Am Stockborn 5-7, 6000 Frank- 
furt/Main 50, besonders vertraut. Dies gilt auch für Fragen hinsichtlich der 
Adoption bosnischer Kinder, so daß es sich für Adoptionsinteressenten 
empfiehlt, sich mit ihren Informationsbedürfnissen dorthin zu wenden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


34. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung gegen das 
„November-Dezember-Fieber" in öffentlichen 
Verwaltungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. Februar 1993 
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35. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Wie viele Menschen sterben in den Niederlan- 
den, in denen das Töten von Patienten durch 
Ärzte in der Praxis erlaubt ist, durch Euthanasie? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. Februar 1993 


Nach einem Pressebericht in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
6. Februar 1993 „Annäherung bei einer Regelung zur Sterbehilfe - Hol- 
lands Parlament will eine Rechtsgrundlage schaffen / Debatte über zwei 
Vorlagen geht folgendes hervor: 

„Eine Untersuchung über die medizinische Praxis bei der Sterbehilfe hatte 
zu Tage gefördert, daß 1990 in den Niederlanden 2 300 Fälle von Euthana- 
sie auf Verlangen des Patienten vorgekommen waren; in 1 000 Fällen wur- 
den Patienten ohne deren ausdrücklichen Wunsch getötet. " 

Eine telefonische Nachfrage bei der Botschaft des Königreiches der Nie- 
derlande hat ergeben, daß aufgrund der bestehenden Meldepflicht für 
1991 insgesamt 590 und für 1992 insgesamt 1 300 Fälle von Euthanasie 
gemeldet worden sind. 


36. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung deutsche Staatsbürger, die sich aus wel- 
chen Gründen auch immer, in niederländischen 
Krankenhäusern befinden, gegenüber dieser 
Euthanasie -Praxis zu schützen? 


37. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung in Zukunft 
einem zu erwartenden Euthanasie -Tourismus 
von der Bundesrepublik Deutschland in die Nie- 
derlande zu begegnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. Februar 1993 


Diese beiden Fragen können erst beantwortet werden, wenn der Geset- 
zestext vorliegt und festgestellt werden kann, in welchem Umfang und bei 
welchem Personenkreis Euthanasie ausgeübt werden darf. 


38. Abgeordneter 

Dr. Rolf 
Niese 

(SPD) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung zum Schutz deutscher Verbraucher vor dem 
Verzehr englischen Rind- und Kalbfleischs, das 
über niederländische Mastbetriebe nach 
Deutschland zum Verkauf eingeführt wird, und 
das mit großer Wahrscheinlichkeit mit dem auf 
andere Säugetiere übertragbaren und die töd- 
liche Rinderseuche verursachenden Virus befal- 
len ist? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. Februar 1993 


Nach Auffassung des Wissenschaftlichen Veterinär ausschusses der Euro- 
päischen Gemeinschaften ist nach derzeitigem Erkenntnisstand eine Er- 
krankung von Kälbern an BSE bis zu einem Alter von sechs Monaten nicht 
zu erwarten. Die Bundesregierung kann im übrigen keine einseitigen 
Maßnahmen, z. B. ein Verbot oder eine Beschränkung des Verbringens 
von Kalbfleisch aus den Niederlanden ergreifen, da die niederländischen 
Praktiken im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht stehen. 


39. Abgeordnete Ist es richtig, daß für Zahnfüllungen grundsätz- 

Dr. Helga lieh nur Amalgam als Kassenleistung vorgesehen 

Otto ist? 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. Februar 1993 


Aus den Richtlinien des Bundesausschusses der Zahnärzte und Kranken- 
kassen für eine ausreichende zweckmäßige und wirtschaftliche kassen- 
zahnärztliche Versorgung geht hervor, daß der Vertragszahnarzt Art und 
Umfang der Maßnahmen der vertragszahnärztlichen Versorgung be- 
stimmt. In diesen Richtlinien heißt es unter Teil B II. 4 ferner, „es sollen die 
üblichen und erprobten plastischen Füllungsmaterialien verwendet wer- 
den. Bei Molaren und Prämolaren ist in der Regel Amalgam als Füllungs- 
material angezeigt." Zu den erprobten plastischen Füllungsmateriahen 
gehören u. a. auch Kunststoff-Füllungen. Diese werden seit langem im 
Frontzahnbereich und auch im Seitenzahnbereich angewandt, sofern 
keine starken Kaubelastungen vor liegen. Auch bei Molaren und Prämola- 
ren hat es der Zahnarzt in der Hand, gemäß seiner zahnmedizinischen Ein- 
schätzung zu entscheiden, ob z. B. Kunststoff- Füllungen bei Molaren und 
Prämolaren verwandt werden. Der Richtlinientext sagt lediglich, daß „in 
der Regel Amalgam als Füllungsmaterial angezeigt" ist. Die Formulierung 
„in der Regel" bedeutet keine Ausschließlichkeit. Vielmehr ist der Zahn- 
arzt in seiner Therapieentscheidung gemäß Punkt A Nummer 4 der Richt- 
linien frei. Dabei muß es sich allerdings um Methoden handeln, deren 
diagnostischer und therapeutischer Wert ausreichend gesichert ist (vgl. 
Punkt A Nummer 6 der Richtlinien) . 


Die Krankenkassen übernehmen die Kosten für Kunststoff-Füllungen, so- 
fern sie nicht höher als bei der Verwendung von Amalgam sind und die 
Behandlung unter Zugrundelegung des vertragszahnärztlichen Bewer- 
tungsmaßstabes erfolgt. 


Nur wenn Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung gegen be- 
stimmte Füllungsstoffe, z. B. Amalgam, allergisch sind, und dies z. B. durch 
den Epikutantest nachgewiesen wird, sind die Kassen verpflichtet, alter- 
native Füllungsmaterialien zu bezahlen, die evtl, auch teurer sein können 
als Amalgam. 
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40. Abgeordnete Ist eine objektive Beurteilung der Unverträglich- 

Dr. Helga keit von Amalgamfüllungen überhaupt möglich, 

Otto und nach welchen Kriterien erfolgt sie? 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. Februar 1993 


Die Beurteilung von Unverträglichkeiten durch zahnärztliche Amalgame 
erfolgt im wesentlichen auf der Basis der im Bundesanzeiger veröffentlich- 
ten Monographie „Amalgame, gamma-2-frei" (BAnz. Nr. 238 vom 18. 
Dezember 1992, S. 9465 [Jg. 44]), welche von der nach § 25 Abs. 7 des Arz- 
neimittelgesetzes berufenen Aufbereitungskommission B 9 (Zahnheil- 
kunde) erstellt wurde. Bei bestimmungsgemäßem Gebrauch zahnärzt- 
licher Amalgame können unerwünschte Wirkungen wie allergische Reak- 
tionen, Geschmacksstörungen oder Reizungen der Mundschleimhaut auf- 
treten. Diese bekannten unerwünschten Wirkungen wurden von der Kom- 
mission B 9 im Hinblick auf das zahnärztliche Therapieziel als medizinisch 
vertretbar eingestuft. 

In den letzten Jahren wird vermehrt über Verdachtsfälle von bislang nicht 
bekannten unerwünschten Wirkungen durch den therapeutischen Ein- 
satz von Amalgamen berichtet. Sie reichen von leichten Beschwerden wie 
vermehrtem Speichelfluß bis zu Atembeschwerden, Herzrhythmusstörun- 
gen und weiteren Erkrankungen, z. B. Multiple Sklerose. 

Diese Verdachtsfälle von unerwünschten Wirkungen durch zahnärztliche 
Amalgame werden vom Bundesgesundheitsamt erfaßt, dokumentiert und 
bewertet. 

Die Kriterien zur Einstufung dieser Meldungen richten sich nach den von 
der Weltgesundheitsorganisation festgelegten und von der Bundesrepu- 
blik Deutschland übernommenen Kriterien zur Einstufung von Wahr- 
scheinlichkeitsaussagen. Danach wurden Verdachtsfälle von Unverträg- 
lichkeiten durch Amalgame teilweise z. B. als „möglich", teilweise auf- 
grund der vorhandenen Datenlage als „nicht beurteilbar" eingestuft. 

Zum Nachweis dieser bislang nicht bekannten Unverträgüchkeiten wer- 
den Verfahren wie der Kaugummitest, die Entnahme von Schleimhautge- 
webeproben oder die Elektroakupunktur nach voll durchgeführt. Diese 
Untersuchungsmethoden zum Beweis von Unverträglichkeiten durch 
Amalgame sind allerdings wissenschaftlich umstritten. 

Das Bundesministerium für Gesundheit sowie das Bundesgesundheitsamt 
sehen hier Forschungsbedarf und unterstützen daher durch Bereitstellung 
finanzieller Mittel eine multizentrische Studie zur Untersuchung der Ver- 
träglichkeit von zahnärztlichen Legierungen (einschließlich Amalgam) 
unter besonderer Berücksichtigung alternativer Diagnoseverfahren. 


41. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Gibt es verläßliche wissenschaftliche Untersu- 
chungen über Schädlichkeit oder Unschädlich- 
keit der Amalgamfüllungen bei Kindern und 
Schwangeren? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. Februar 1993 

Nach derzeitigem wissenschaftlichen Erkenntnisstand gibt es keinen be- 
gründeten Verdacht, daß Amalgamfüllungen bei Kindern und Schwange- 
ren zu gesundheitlichen Schäden führen. 

Aus vorbeugendem Gesundheitsschutz jedoch hat das Bundesgesund- 
heitsamt die zahnärztlich- therapeutische Anwendung von Amalgamfül- 
lungen bei Kleinkindern und Schwangeren eingeschränkt: 

Aufgrund von wissenschaf tlich dokumentierten Fallberichten, in welchen 
Kinder mit Quecksilber aus zerbrochenen Thermometern belastet wur- 
den, ist zu vermuten, daß Kleinkinder viel empfindlicher als Erwachsene 
auf eine chronische Quecksüberexposition reagieren und hierdurch 
Symptome der Feer’ sehen Krankheit (eine vorwiegend das Nervensystem 
betreffende Krankheit) entwickeln können. Nach Auswertung der derzei- 
tigen wissenschaftlichen Erkenntnisse gibt es keinen Zusammenhang 
zwischen Amalgamfüllungen und der Feer’ sehen Krankheit. 

Dennoch empfiehlt das Bundesgesundheitsamt als Vorsichtsmaßnahme, 
daß bei Kleinkindern bis zum sechsten Lebensjahr, vornehmlich in den 
ersten drei Lebensjahren, besonders sorgfältig abgewogen werden sollte, 
ob Füllungen mit Amalgam notwendig sind. Die Feer' sehe Erkrankung 
wurde bislang über das Alter von sechs Jahren hinaus nicht beobachtet. 

Das Bundesgesundheitsamt hält an der seit 1987 veröffentlichten Empfeh- 
lung fest, keine umfangreiche Amalgamtherapie in der Schwangerschaft 
durchführen zu lassen, obwohl es keinen begründeten Verdacht für 
fruchtschädigende Risiken durch das Vorhandensein, Legen und/oder 
Entfernen von Amalgamfüllungen gibt. Es bestehen keine Bedenken, ein- 
zelne Amalgamfüllungen während der Schwangerschaft zu legen. Die 
o. g. Empfehlungen des Bundesgesundheitsamtes haben vorbeugenden 
Charakter. 


42. Abgeordnete Ist beabsichtigt, für Zahnfüllungen bei Kindern 

Dr. Helga und Schwangeren alternative Füllungen als Kas- 

Otto senleistungen zuzulassen? 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 12. Februar 1993 

Bereits seit längerem werden sowohl bei Füllungen für Kinder als auch bei 
Füllungen für Schwangere in der Regel keine Amalgam-, sondern über- 
wiegend Kunststoff-Füllungen eingesetzt. Es besteht deshalb keine Not- 
wendigkeit, die geltenden Richtlinien zu verändern. Im übrigen wäre dies 
auch eine Maßnahme, die der Bundesausschuß der Zahnärzte und Kran- 
kenkassen zu treffen hätte und nicht das Bundesministerium für Gesund- 
heit. 


43. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist die Regelung der Techniker- Krankenkasse 
(TKK) für die psychotherapeutische Behandlung 
durch Dipl. -Psychologen ein Fall für die soge- 
nannte Geschäftsführer-Haftung nach § 12 Ge- 
sundheitsstrukturgesetz? 
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44. Abgeordneter 

Horst 

Schmidbauer 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist die TKK- Regelung, die nach einem geregelten 
Verfahren über Jahre gewachsen ist und über 
Qualitätsstandards verfügt, eine ausreichende 
Grundlage für eine weitere Praktizierung nach 
dem Gesundheitsstrukturgesetz? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. Februar 1993 

Die TKK- Sonderregelung zur psychotherapeutischen Behandlung der 
Versicherten durch Diplompsychologen ist von dem seinerzeit zuständi- 
gen Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung mit Schreiben vom 
4. Juli 1990 gebilligt und von dem Bundesversicherungsamt als der für die 
Techniker- Krankenkasse zuständigen Aufsichtsbehörde nicht beanstan- 
det worden. Die Rechtsgrundlagen für diese Bewertung haben sich durch 
das Gesundheitsstrukturgesetz nicht geändert. 

Der TKK- Sonderregelung liegt die Annahme zugrunde, daß die psycho- 
therapeutische Versorgung der Versicherten durch die Leistungsgewäh- 
rung im Rahmen der Psychotherapierichtlinien des Bundesausschusses 
der Ärzte und Krankenkassen nicht in allen Fällen hinreichend gewährlei- 
stet sei. Abweichend von diesen Richtlinien braucht deshalb der die Not- 
wendigkeit der psychotherapeutischen Behandlung bestätigende Arzt 
selbst keine psychotherapeutische Zusatzausbildung zu haben, und an 
den die Therapie durchführenden Therapeuten werden Qualifikationsan- 
forderungen in Kauf genommen, die von den Richtlinien abweichen. Die 
Vergütung erfolgt im Wege der Kostenerstattung, wobei im Einzelfall bei 
dem Versicherten ein beachtlicher Eigenanteil verbleiben kann. Im Lichte 
des Psychotherapeutengesetzes wird zu prüfen sein, ob und inwieweit 
dieses psychotherapeutische Leistungs angeb ot der Techniker- Kranken- 
kasse nach der berufsrechtlichen und krankenversicherungsrechtlichen 
Neugestaltung dieses Rechtsgebiets im Psychotherapeutengesetz noch 
Bestand haben kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


45. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Gibt es Bestrebungen bei den Deutschen Bahnen 
zur finanziellen Aktivierung von bahneigenen, 
zentral gelegenen Grundstücken wie z. B. Ver- 
waltungsgebäuden und Bahnhöfen, und wenn ja, 
zu welchen Ergebnissen sind solche Veräuße- 
rungsbemühungen gelangt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Februar 1993 

Ja; zwar handelt es sich bei dem Grundbesitz der Deutschen Bahnen zum 
größten Teil um Flächen, die dem Eisenbahnbetrieb dienen, im wesent- 
lichen also Schienenwege und Betriebsgrundstücke. 
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Die Bahnen sind aber zur Verbesserung ihrer Wirtschaftsergebnisse ver- 
pflichtet und bemüht, den nicht betriebsnotwendigen Grundbesitz best- 
möglich zu verwerten, wobei je nach Lage des Einzelfalles die Vermie- 
tung, die Verpachtung, die Vergabe eines Erbbaurechtes oder der Ver- 
kauf die für die Bahnen einträglichste Verwertungsform sein kann. So ist 
es den Bahnen in den letzten Jahren gelungen, im Einzugsbereich von 
Großstädten eine Reihe von „Filetstücken" mit gutem Erfolg zu veräu- 
ßern. Ich nenne hier beispielsweise das Hammerbrook-Gelände in Ham- 
burg, den Euro-Industriepark in München und die derzeit noch von der 
DB-Hauptverwaltung genutzten Flächen in Frankfurt/Main. 

Bei diesen Überlegungen ist allerdings auch zu berücksichtigen, daß eine 
Verwertung von Verwaltungsgebäuden oder Bahnhöfen in aller Regel die 
Minderung des Eigenbedarfs bzw. die Verlagerung verschiedenster 
Dienststellen voraussetzt und hierfür notwendige Investitionen den zu 
erwartenden Verwertungserlösen gegenüberzustellen sind. 


46. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Gibt es Überlegungen, die Verlängerung der E 47 
über Oldenburg in Holstein hinaus nicht wie vor- 
gesehen auf der beschlossenen Trassenführung 
fortzuführen? 


47. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Wenn ja, bedeutet diese Änderung der Planung 
das Durchschneiden bzw. die Verlegung der 
Trasse durch das unter Naturschutz stehende und 
ökologisch wertvolle Gebiet des „Oldenburger 
Bruchs", und welche Gründe haben zu dieser 
Änderung geführt? 


48. Abgeordnete 

Antje- Marie 
Steen 

(SPD) 


Wenn ja, sind die Stadt Oldenburg, der Kreis Ost- 
holstein sowie die Landesregierung Schleswig- 
Holstein von dieser neuen Planung unterrichtet 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Februar 1993 


Die B 207 (E 47) zwischen Oldenburg/Holstein und Heiligenhafen wird 
wie vorgesehen auf vorhandener Trasse zur Autobahn ausgebaut. Klä- 
rungs- beziehungsweise Regelungsbedarf im Sinne der Fragen 47 und 48 
besteht somit für die Bundesregierung nicht. 


49. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorwürfe von 
Kleinflugzeugbesitzern, daß umweltpolitische Be- 
strebungen, das Fliegen leiser zu machen, an der 
Bürokratie des Luftfahrtbundesamtes scheitern, 
obwohl die Technik seit Jahren dies ermög- 
lichen könnte, und ist die Bundesregierung be- 
reit, ggf. auf das Luftfahrtbundesamt einzuwir- 
ken, die verfügbare und vielfach erprobte Tech- 
nik zur Schallreduzierung rascher zu nutzen bzw. 
zuzulassen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 12. Februar 1993 

Um die Bemühungen der Allgemeinen Luftfahrt zur Reduzierung der 
Lärmemissionen zu intensivieren, hat der Bundesminister für Verkehr am 
10. November 1992 ein Koloquium „Lärmminderung in der Allgemeinen 
Luftfahrt" durchgeführt. 

Vertreter von Verbänden, Hersteller von Luftfahrtgerät, Ländervertreter 
und Vertreter des Luftfahrt-Bundesamtes (LBA) haben in einem konstruk- 
tiven Dialog die technischen Möglichkeiten der Lärmreduzierung, aber 
auch mögliche Engpässe und zeitliche Verzögerungen bei der Zulassung 
auf gezeigt. Es wurde deutlich, daß im wesentlichen nur bei einer zeit- 
lichen Häufung von Anträgen die vorhandene Personalkapazität ange- 
spannt ist. Längere Bearbeitungszeiten resultieren viel öfter aus der Tat- 
sache, daß gemäß den Lufttüchtigkeitsforderungen aus Sicherheitsgrün- 
den Nachweise (Festigkeit etc.) zu führen sind, die zum Teil mit hohem 
Verfahrensaufwand (u. a. Vorlage prüffähiger Unterlagen) verbunden 
sind. 

Gegenwärtig wird geprüft, ob durch stärkeren Einsatz der EDV eine 
Beschleunigung der Verfahren erreicht werden kann. 


50. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Dienstpostenbe- 
wertung für den nichttechnischen Dienst bei der 
Deutschen Bundesbahn für gerechtfertigt, oder 
hält sie es gegebenenfalls für geboten, ein flexib- 
leres anforderungs- und funktionsorientiertes 
Bezahlungs- und Laufbahnrecht zu schaffen, bei 
dem insbesondere die Stellenobergrenzen zu 
beseitigen wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. Februar 1993 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) unterliegt als oberste Dienstbehörde mit 
unmittelbaren Bundesbeamten den dienst- und haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen des Bundes. 

Das Dienstpostenbewertungssystem bei der DB berücksichtigt sowohl die 
quantitativen als auch die qualitativen Anforderungen eines Dienst- 
postens. Es ist ausgereift und in sich schlüssig. 

Ob einem Dienstposten immer auch eine adäquate Planstelle zugewiesen 
wird, wird in dem am Haushaltsrecht ausgerichteten Stellenplan festge- 
legt, der sich dabei u. a. an den gesetzlichen Regelungen (BBesG) und an 
den allgemeinen Verhältnissen im öffentlichen Dienst orientieren muß. 

Auch im Rahmen der anstehenden Strukturreform werden die der Deut- 
schen Bahn AG zugewiesenen Beamten funktionsgerecht bezahlt wer- 
den, soweit dies - unter Berücksichtigung der besonderen Situation des 
Unternehmens - im Rahmen des dienst- und haushaltsrechtlichen 
Gesamtgefüges möglich ist. 

Für laufbahnrechtliche Besonderheiten, die sich aus der künftigen Unter- 
nehmensstruktur ergeben können, soll die Möglichkeit von Ausnahme- 
regelungen bei der Laufbahngestaltung vorgesehen werden. 
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51. Abgeordnete 

Uta 

Zapf 

(SPD) 


Stehen die Finanzmittel für den Bau der Nordum- 
gehung Langen (B 486 neu) r mit dem bei gesi- 
cherter Finanzierung nach Rechtskraft des für 
Frühjahr 1993 vorgesehenen Planfeststellungs- 
beschlusses - gegen den aufgrund sorgfältiger 
Vorklärung mit potentiellen Einwendern keine 
Einsprüche zu erwarten sind - unverzüglich 
begonnen werden könnte, zur Verfügung, oder 
ist die Finanzierung durch die Pläne im Zusam- 
menhang mit dem Föderalen Konsolidierungs- 
programm gefährdet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Februar 1993 


Für die B 486, Nordumgehung Langen, sind im Bundeshaushalt 1993 
(Festgestellte Fassung durch HG 1993 vom 21. Dezember 1993 - BGBL I 
S. 2229) in Kapitel 12 10 bei Titel 74 1 27 unter Nr. 370 5,0 Mio. DM als An- 
laufrate ausgewiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


52. Abgeordneter 

Peter 

Bleser 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Schadstoffbelastung der Mosel in 
den letzten zehn Jahren entwickelt? 


53. Abgeordneter 

Peter 

Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Angaben liegen dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zum Sauerstoffgehalt und zur Chloridbelastung 
der Mosel vor? 


54. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Einzelstoffe wurden bei Untersuchungen 
in der Mosel einmal oder mehrmals nachgewie- 
sen? 


55. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen plant das Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit, um die ökologische Situation der Mosel zu 
verbessern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bertram Wieczorek 
vom 1 1. Februar 1993 

Vorbemerkung 

Aus den jährlichen Berichten der Internationalen Kommissionen zum 
Schutze von Mosel und Saar (IKSMS), den Zahlentafeln der Internationa- 
len Kommission zum Schutz des Rheins und der Deutschen Rheinschutz- 
kommission sowie aus dem Rheingütebericht 1990 der Deutschen Rhein- 
schutzkommission ergeben sich nähere Informationen über die Schad- 
stoffbelastungen von Mosel und Saar. Ich bin gerne bereit, die entspre- 
chenden Berichte zur Verfügung zu stellen. Die nachfolgenden Aussagen 
über die stoffliche Belastung der Mosel basieren auf diesen Berichten und 
wurden im wesentlichen von der Bundesanstalt für Gewässerkunde auf- 
bereitet. 

Zu Frage 52: 

Die Entwicklung der Schadstoffbelastung der Mosel in den letzten zehn 
Jahren muß nach Stoff gruppen differenziert betrachtet werden. 

a) Eutrophierende Stoffe (Stickstoff- und Phosphor- Verbindungen): 

Bei den Ammoniumkonzentrationen haben sich die Anstrengungen zur 
Eintragsreduzierung ausgewirkt. Die in der Mosel ermittelten NH 4 -N- 
Konzentrationen hegen heute im Bereich von 0,15 mg/1 (1972: 4,7 mg/1). 
Die Nitratkonzentrationen in der Mosel wiesen in der zweiten Hälfte 
der 70er Jahre Spitzenwerte von 4,5 bis 7 mg/1 NO s -N auf, nahmen bis 
Anfang der 80er Jahre ab und stiegen seitdem fast wieder auf das 
Niveau der 70er Jahre an. Der erneute Anstieg der Nitratbelastung ist 
überweigend auf Auswaschungen landwirtschaftlich genutzter Böden 
zurückzuführen. Die Frachten zeigen dieselbe Tendenz. Bei den Phos- 
phaten konnten, abgesehen von den abflußbedingten Schwankungen, 
keine wesentlichen Änderungen gegenüber den Vorjahren festgestellt 
werden. 

b) Schwermetalle: 

Die Schwermetallbelastung ist an der Mosel in den letzten zehn Jahren 
deutlich zurückgegangen. Die mittleren Konzentrationen für Queck- 
silber und Cadmium gingen um über 50% zurück und lagen im Jahre 
1990 an der Meßstelle Koblenz bei 0,08 /^g/1 bzw. 0,06 ^g/1. 

c) Organische Spurenstoffe: 

Es wird auf die Antwort zu Frage 54 verwiesen. 

Zu Frage 53: 

Der Sauerstoffhaushalt entwickelte sich in den warmen Sommermonaten 
der Jahre 1989 und 1990 etwas ungünstiger als in früheren Jahren, so daß 
entlang stark belasteteter Flußabschnitte 4 mg/1 0 2 in der Mosel unter- 
schritten wurden. In den letzten Jahren führten die Sauerstoffverhältnisse 
an der Mosel allerdings zu keinem Fischsterben mehr. 

In den Jahren 1989 bis 1991 war ein Anstieg der Chloridkonzentrationen 
in der Mosel zu beobachten. Diese Tendenz konnte bei den Chloridfrach- 
ten jedoch nicht festgestellt werden, d. h. die erhöhten Chloridkonzentra- 
tionen sind durch eine in den Jahren 1989 bis 1991 niedrige Wasserfüh- 
rung bedingt. Die insgesamt hohe Chloridbelastung der Mosel ist über- 
wiegend auf Einträge aus lothringischen Industriebetrieben zurückzufüh- 
ren. 
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Zu Frage 54: 

Von den Mitgliedstaaten der IKSMS wurde im Jahre 1991 mit dem Engler- 
Bunte-Institut (Universität Karlsruhe) ein gemeinsames Untersuchungs- 
vorhaben vereinbart. Es umfaßte die Untersuchung von 93 organischen 
Mikroverunreinigungen in Wasserproben von Mosel und Saar zwischen 
September 1991 und September 1992. Ein Zwischenbericht wurde im Sep- 
tember 1992 vorgelegt. In der Anlage 1 *.) sind die untersuchten Substan- 
zen und ihre Bestimmungsgrenzen auf geführt. Die Anlage 2*) enthält 
Konzentrationsangaben derjenigen Substanzen, die ein- oder mehrmals 
gefunden wurden. Hier sind besonders die Pflanzenschutzmittel Atrazin 
und Simazin zu nennen. Ein vergleichbares Datenkontingent aus früheren 
Jahren steht nicht zur Verfügung. 

Andere Biozide würden im Rahmen der Routinemeßprogramme an der 
Moselmündung bei Koblenz bestimmt Für Hexachlorbenzol, Aldrin, Diel- 
drin, Heptachlorepoxid und a-HCH hegen die Befunde unterhalb der 
Bestimmungsgrenze. Für Lindan (jüi-HCH) wurden vor zehn Jahren mitt- 
lere Konzentrationen von 20 bis 30 ng/1 und Höchstwerte von 30 bis 60 ng/1 
gefunden; in den letzten vier Jahren (1988 bis 1991) lagen die mittleren 
Konzentrationen bei 10 bis 20 ng/1 und die Höchstwerte bei 20 bis 30 ng/1. 


Zu Frage 55: 

Trotz der erkennbaren Verbesserungen bei zahlreichen Schadstoffen 
werden die erforderlichen Maßnahmen zur Verbesserung der ökologi- 
schen Situation von Mosel und Saar im Rahmen der IKSMS mit unvermin- 
dertem Einsatz weitergeführt. 

Die komplizierten Zusammenhänge zwischen Sauerstoffgehalt, organi- 
scher Belastung, Nährstoffgehalt in den von Sauerstoffmangel betroffenen 
Gewässerabschnitten sollen in einem Forschungsvorhaben geklärt wer- 
den, um Empfehlungen für weitergehende Maßnahmen an Mosel und 
Saar ableiten zu können. Zur Chloridbelastung durch die Sodaindustrie 
Lothringens erwartet die IKSMS, daß die von der französischen Delega- 
tion angekündigten Maßnahmen zügig umgesetzt werden, um den ange- 
strebten Richtwert von 200 mg/1 zumindest in Koblenz auf Dauer zu unter- 
schreiten. 

Im Hinblick auf die nach wie vor angespannte Sauerstoffsituation und den 
hohen Nährstoffgehalt wird erwartet, daß in Rheinland- Pfalz und im Saar- 
land die restlichen kommunalen Kläranlagen beschleunigt gebaut sowie 
die bestehenden Anlagen mit weitergehenden Reinigungsstufen zur 
Eliminierung von Stickstoff und Phosphor ausgerüstet werden. Auch die 
Ammoniumeinleitungen der Industrie müssen reduziert werden. Die Bun- 
desregierung wird ihre Mitwirkung in der IKSMS zur Verbesserung der 
ökologischen Situation von Mosel und Saar an den Aktionsprogrammen 
zum Schutz von Rhein und Elbe orientieren. 


56. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
von Geldern 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte zu, wonach bestimmte 
Funktelefone krebserregend oder krebsfördernd 
sein sollen? 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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57. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
von Geldern 

(CDU/CSU) 


Wird diese Frage wissenschaftlich untersucht und 
denkt die Bundesregierung an ein Verbot derarti- 
ger Funktelefone? 


58. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
von Geldern 

(CDU/CSU) 


Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung für 
die Benutzer solcher Funktelefone Möglichkei- 
ten, sich gegen die schädlichen Wirkungen zu 
schützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bertram Wieczorek 
vom 10. Februar 1993 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Funktelefone krebserregend 
oder krebsfördernd sein sollen. Die vorliegenden Presseberichte beruhen 
offensichtlich auf einer Behauptung aus einer amerikanischen Fernseh- 
show. 


Zur Vermeidung möglicher gesundheitlicher Schäden durch die beim Be- 
trieb von Funktelefonen verwendete Hochfrequenzstrahlung hat die 
Strahlenschutzkommission Grenzwerte der Energieabsorption bzw. Ab- 
standsregelungen für Antennen vom Körper empfohlen. Bei Einhaltung 
dieser Werte, deren Berechnungsverfahren im DIN VDE-Entwurf 0848 
Teil 2 festgelegt ist, sind keine gesundheitlichen Gefährdungen zu be- 
fürchten. Die DIN-Norm bzw. die Empfehlungen der Strahlenschutzkom- 
mission sind in der Bundesrepublik Deutschland Grundlage für den Be- 
trieb von Mobilfunkstationen. 


Das Bundesamt für Strahlenschutz bereitet derzeit eine Ausschreibung 
der Vergabe von Forschungsvorhaben vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


59. Abgeordneter 

Robert 

Antretter 

(SPD) 


Angesichts der Tatsache, daß das Postamt Schwä- 
bisch Gmünd es abgelehnt hat, einen Kandida- 
tenprospekt zur Oberbürgermeisterwahl auch 
den Haushalten zuzustellen, die an ihrem Brief- 
kasten den Aufkleber „Keine Werbung" ange- 
bracht haben, frage ich die Bundesregierung, ob 
die Deutsche Bundespost Wurfsendungen zu po- 
litischen Wahlen ebenso behandeln darf wie 
kommerzielle Werbung, und ob es dazu eine bun- 
desweit einheitliche Regelung gibt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 16. Februar 1993 

Seit Anfang 1991 ist es zugelassen, daß der Empfänger für „Wurfsendun- 
gen" eine generelle Annahmeverweigerung durch eine am Hausbrief- 
kasten angebrachte Erklärung rechtsverbindlich äußern kann. 

Dabei kann die Deutschen Bundespost POSTDIENST keine Unterschiede 
bezüglich des Inhalts derartiger Sendungen machen. Das bedeutet, daß 
der Versender diese Annahmeverweigerung einzelner Empfänger akzep- 
tieren muß oder aber durch die Wahl einer anderen Sendungsart - z. B. 
„Massendrucksache" (künftig „Infopost") - sicherstellt, daß alle von ihm 
als Empfänger ausgewählten Haushalte die Sendung auch tatsächlich 
erhalten. 


60. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Woran liegt es, daß offensichtlich für Hessen das 
Konzept für die Frachtzentren und Zustellbasen 
im Bereich der Paketversorgung immer noch 
nicht festliegt, und wann ist damit zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 12. Februar 1993 


Im Bundesland Hessen wird die Versorgung mit Frachtsendungen im we- 
sentlichen durch folgende Frachtregionen abgedeckt: 

- Kassel 

- Frankfurt/Mainz 

- Frankfurt/Offenbach. 

Bereits im Dezember 1991 konnte das Grundstück für ein Frachtpostzen- 
trum für die Region Kassel in Lutterberg/Staufenberg erworben werden. 
Mit dem Bau wird voraussichtlich im März 1993 begonnen werden. 

Für die beiden anderen Regionen steht das Unternehmen Deutsche Bun- 
despost POSTDIENST mit verschiedenen Grundstücksanbietem in Ver- 
handlungen. Allerdings sind hier geeignete Grundstücke, die allen Anfor- 
derungen gerecht werden, bisher noch nicht gefunden worden. 

Für die Festlegung der Zustellbasen sind gegenwärtig Detailuntersuchun- 
gen in Vorbereitung. Solange jedoch für diese beiden Regionen die kon- 
kreten Standorte der Frachtpostzentren nicht festliegen, kann die Feinpla- 
nung für die Zustellbasen nicht erfolgen. 

Für das Unternehmen Deutsche Bundespost POSTDIENST ist zur Sicher- 
stellung der Zeitziele (volle Inbetriebnahme der Frachtpostzentren bis 
Mitte 1995) eine baldige Standortentscheidung für die beiden Zentren im 
Großraum Frankfurt/Mainz/Offenbach vordringlich. 


61. Abgeordnete Warum erhält Leipzig im neuen System der Post- 

Dr. Sigrid leitzahlen nicht das Ziffernpaar 01 sondern 04, 

Semper obwohl Leipzig und nicht Dresden das größte 

(F.D.P.) Ballungszentrum in Sachsen darstellt und daher 

analog anderen Regionen die 01 bekommen 
müßte? 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4405 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 16. Februar 1993 

Die Vergabe der „Führungszahlen" bei den ersten beiden Ziffern im 
neuen fünfstelligen Postleitzahlen- System richtet sich im allgemeinen 
nach der jeweiligen Hauptstadt des Bundeslandes. Nach diesem Prinzip 
erhält Dresden am Anfang der neuen Postleitzahl die Ziffern 01 und 
Leipzig die Ziffern 04. 


Bonn, den 19. Februar 1993 
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